
diesem Bereich einen gleichen oder ähnlichen Zweck er­
füllen. Hier liegen die Dinge jedoch anders. Allgemeine 
Verhaltenspflichten sind nur begrenzt und nur teilweise 
übertragbar. Übertragen wird nicht die dem Bürger oder 
Betrieb obliegende allgemeine Verhaltenspflicht im gan­
zen, sondern es können (regelmäßig durch Vertrag) nur 
bestimmte sich daraus ergebende Aufgaben übertragen 
werden, die ebenfalls den Charakter einzelner allgemeiner 
Verhaltenspflichten tragen oder annehmen, so z. B. Auf­
sichtspflichten, technische Überwachungspflichten, Ausfüh­
rung einzelner Vorsorgehandlungen. Der diese Pflichten 
Übernehmende übernimmt die Verantwortung nicht nur 
vertraglich gegenüber seinem Partner, sondern zugleich als 
e i g e n e  allgemeine Verhaltenspflicht, während der Er­
füllungshelfer nach § 82 Abs. 2 ZGB keine Pflicht gegen­
über dem Gläubiger übernimmt.
Im Bereich der allgemeinen Verhaltensanforderungen ist 
daher generell eine Verantwortlichkeit für Dritte nicht er­
forderlich, vielmehr hat jeder Bürger und Betrieb/6/ für 
sein eigenes Verhalten einzustehen.
Betraut z. B. der Hauseigentümer einen Betrieb mit dem 
Einbau, der Reparatur oder Veränderung der Gas- oder 
Elektroinstallation im Hause und verletzt der ausführende 
Betrieb die hierbei zu beachtenden Sicherheitsbestimmun­
gen, so können daraus sowohl den Mietern des Hauses wie 
auch u. U. unbeteiligten Dritten Gefahren und Schäden 
erwachsen. Soweit Mieter beeinträchtigt werden (ebenso 
andere Bürger, die vertragliche Ansprüche geltend machen 
können), haftet der Hauseigentümer als Vermieter nach 
§ 82 Abs. 2 ZGB; er kann auf den ausführenden Betrieb 
zurückgreifen. Anders ist es allerdings dann, wenn — z. B. 
durch einen mit der Pflichtverletzung verursachten 
Brand — benachbarte Anwohner geschädigt werden. Ihnen 
gegenüber ist nicht der Hauseigentümer als Auftraggeber, 
sondern der ausführende Betrieb verantwortlich, weil er 
die Sicherheitsbestimmungen und damit die ihn treffen­
den allgemeinen Verhaltensanforderungen mißachtet hat.
Es besteht auch kein Grund, in diesem Fall dem Geschä­
digten daneben einen Anspruch gegen den Hauseigentümer 
zu geben, soweit dieser keine Pflichten verletzt hat.
Die Ansprüche auf Wiedergutmachung wegen Verletzung 
allgemeiner Pflichten können sich gegen jeden richten, der 
durch Pflichtverletzung rechtswidrig einen Schaden ver­
ursacht hat, während Ersatzansprüche wegen Verletzung 
bestehender Verbindlichkeiten grundsätzlich nur gegen­
über dem Partner erhoben werden können. Für die außer­
vertraglich Geschädigten ist es unerheblich, wer den Auf­
trag erteilt hat; von Belang ist ausschließlich, daß der 
dafür verantwortliche Betrieb bei den Arbeiten durch Ver­
letzung der Sicherheitsbestimmungen den Schaden verur­
sacht hat.
Anders läge die Sache, wenn der Hauseigentümer mit die­
sen Arbeiten einen Bürger betraut hätte, der zu ihrer Aus­
führung nicht befugt war. Dann hätte der Auftraggeber 
selbst eine allgemeine Verhaltenspflicht verletzt. Dies gilt 
sowohl dann, wenn ihm bekannt war, daß der Beauftragte 
nicht berechtigt war, diese Arbeiten durchzuführen, als 
auch dann, wenn ihm dies hätte bekannt sein müssen. Hier 
käme je nach der Lage des Falls auch eine gemeinschaft­
liche Verantwortlichkeit (§ 342 ZGB) in Betracht. 
Entsprechendes gilt für die Ausführung von Aufträgen, 
ein Dach zu decken oder eine Hausfassade zu verputzen, 
wenn z. B. das dafür erforderliche Gerüst nicht vorschrifts­
mäßig gebaut wird, sich Teile davon lösen und Passanten 
verletzt werden. Auch hier haftet der ausführende Be­
trieb aus außervertraglicher Verantwortlichkeit, nicht je­
doch der Auftraggeber, wenn er selbst keine Pflicht ver­
letzt hat.
/6/ Die Verantwortlichkeit der Betriebe für ihre Mitarbeiter nach 
§ 331 ZGB ist Verantwortlichkeit der Betriebe für eigenes Verhal­
ten (vgl. M. Posch, NJ 1977 S. 12 f.).
Bei der Drucklegung meiner Ausführungen in NJ 1977 S. 10 ff. ist 
in Fußnote 13 ein Fehler unterlaufen: Es muß im ersten Satz 
heißen, daß es n i c h t  darauf ankommt, ob der den Schaden un­
mittelbar verursachende Mitarbeiter seine Pflichten verletzt hat.

Dieses Ergebnis entspricht dem Prozeß der Spezialisierung 
von Dienstleistungen und der mit der technischen Entwick­
lung verbundenen Erweiterung von Gefahrenquellen. Die 
Spezialisierung der Leistungen erfordert die volle Über­
nahme der Verantwortung durch die Ausführenden, die 
von den einschlägigen Sicherheitsbestimmungen Kenntnis 
haben und diese sorgfältig beachten müssen. Die Verletzung 
derartiger Bestimmungen kann im Bereich der außerver­
traglichen Verantwortlichkeit nicht dem Auftraggeber als 
Pflichtverletzung aufgebürdet werden, wenn er nicht selbst 
eigene Pflichten verletzt (z. B. falsche Informationen gibt, 
die Arbeit des Ausführenden behindert oder jemand be­
auftragt, der ungeeignet ist).
Hierin besteht der Unterschied zur Erfüllungspflicht eines 
Schuldners. Wer verpflichtet ist, seinem Partner eine be­
stimmte Leistung zu erbringen, hat für deren Qualität ein­
zustehen, und der andere darf sich darauf verlassen, daß 
eben dieser sein Partner für die ordnungsgemäße Erfül­
lung sorgt. Bei den allgemeinen Verhaltenspflichten kann 
nicht gefordert werden, die Allgemeinheit müsse sich dar­
auf verlassen, daß jeweils der Auftraggeber für die Beach­
tung der Sicherheitsbestimmungen usw. durch den Aus­
führenden einsteht.
Bei Schäden infolge Verletzung der Streupflicht ist ein Bür­
ger als Hauseigentümer nicht ersatzpflichtig, wenn er den 
Schaden nicht selbst schuldhaft verursacht hat (§ 333 Abs. 1 
ZGB). Er würde auch nach der Auffassung von J. Göhring 
entlastet sein, falls den von ihm Beauftragten kein Ver­
schulden trifft (z. B. bei plötzlicher Erkrankung). Der Ge­
schädigte hätte dann keinen Anspruch.
Hätte der Beauftragte dagegen den Schaden schuldhaft 
verursacht, müßte er selbst nach §§ 330 ff. ZGB einstehen. 
Der Auftraggeber ist dagegen nicht verantwortlich, wenn 
er — sei es bei der Auswahl oder bei der ausreichenden 
Information des Beauftragten, bei der Bereitstellung von 
Streumaterial usw. — nicht selbst eine Pflicht verletzt hat. 
Für diese Rechtsauffassung spricht auch der Umstand, daß 
selbst bei der Verursachung von Schäden durch Jugendliche 
und Kinder die Erziehungspflichtigen oder sonstigen Auf­
sichtspflichtigen nicht einstehen müssen, wenn sie ihre 
Pflichten nicht schuldhaft verletzt haben (§ 351 Abs. 3 
ZGB) 77/ Es gilt demnach generell — abgesehen von den 
Besonderheiten der erweiterten Verantwortlichkeit — im 
Bereich der außervertraglichen Verantwortlichkeit der 
Grundsatz, daß jeder nur für eigene Pflichtverletzungen 
verantwortlich ist.

Gesetzliche Regelung der außervertraglichen 
Verantwortlichkeit in anderen sozialistischen Ländern
Dieses sich aus der Regelung des ZGB und seiner Syste­
matik herleitende Ergebnis deckt sich auch mit den Rechts­
grundsätzen anderer sozialistischer Rechtsordnungen: 
Gemäß § 223 ZGB der RSFSR haftet der Schuldner für 
Nichterfüllung oder nicht gehörige Erfüllung der Verbind­
lichkeit durch dritte Personen, denen die Erfüllung über­
tragen wurde, soweit diese nicht nach Gesetz selbst einzu­
stehen haben. Für den Bereich der außervertraglichen Ver­
antwortlichkeit (genauer: der Verantwortlichkeit außer­
halb bestehender Schuldverhältnisse) gilt dagegen der 
Grundsatz der Verantwortlichkeit nur für eigene Pflicht­
verletzungen mit ähnlichen Besonderheiten für Aufsichts­
pflichtverletzungen und Quellen erhöhter Gefahr wie nach 
dem ZGB der DDR./8/
Dasselbe Prinzip gilt in der Volksrepublik Polen: Gemäß 
Art. 474 ZGB haftet der Schuldner für das Tun oder Un­
terlassen von Personen, deren Hilfe er sich zur Erfüllung 
einer Verbindlichkeit bedient oder denen er die Erfüllung 
der Verbindlichkeit anvertraut, wie für eigenes Tun oder

/7/ Dieser Vergleich ist auch deshalb beachtlich, weil hier das 
Gesetz die Entlastung besonders erschwert: Im Unterschied zu 
§§ 330, 333 ZGB wird hier nicht nur Verschulden, sondern werden 
daneben Pflichtverletzung und Kausalität vermutet.
/8/ So übrigens auch der frühere Rechtszustand in der UdSSR, 
der sich demnach bewährt haben dürfte.
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